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Basel, 1. Juli 2015 
 
Regierungsratsbeschluss vom 30. Juni 2015 
 
Anhörung Krankenversicherungsaufsichtsverordnung (KVAV) 
Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt  
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 1. April 2015 laden Sie die Kantonsregierungen sowie weitere Kreise im Rah-
men eines Anhörungsverfahrens betreffend der neuen KVAV zur Stellungnahme ein. Wir danken 
Ihnen für die uns eingeräumte Möglichkeit, zum vorliegenden Entwurf Stellung zu nehmen.  
 
Der Kanton Basel-Stadt begrüsst die Stärkung der Aufsicht und Transparenz, welche das neue 
Krankenversicherungsaufsichtsgesetz (KVAG) bringen soll. Zum vorliegenden Entwurf der Aus-
führungsverordnung, KVAV, nehmen wir vor allem zu den Bestimmungen über die Finanzierung 
der Versicherungstätigkeit und zu den Bestimmungen zur Prämiengenehmigung Stellung. Aus 
kantonaler Sicht sind diese Bestimmungen von zentraler Bedeutung um zukünftig angemessene 
Prämien, die den in den einzelnen Kantonen entstehenden Kosten folgen, zeitnah sicher zu stel-
len. Des Weiteren äussern wir uns ablehnend zum Anpassungsvorschlag betreffend  der Bemes-
sung des Bundesbeitrags an die Prämienverbilligung im Falle von Prämienausgleichen. 
  
Wunschgemäss haben wir unsere Bemerkungen und Anträge auf dem zur Verfügung gestellten 
Antwortformular eingetragen, s. Beilage.  
 
Wir möchten ferner auf die Stellungnahme der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Ge-
sundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) vom 3. Juni 2015 zur KVAV-Vorlage verweisen, der 
wir vollumfänglich zustimmen. 
Freundliche Grüsse 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 

       

Dr. Guy Morin Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Präsident Staatsschreiberin 

 
Beilage: Antwortformular 


